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für die gleiche Arbeit im gleichen pri­
vaten oder öffentlichen Betrieb oder

Dienst ein ungleiches Entgelt erhal­
ten.

2. a) Der Grundsatz des gleichen Ent­
gelts für männliche und weibliche
Arbeitnehmer mußte von den ur­

sprünglichen Mitgliedstaaten bei
Ablauf der ersten Stufe der Über­

gangszeit, also vom 1. Januar 1962
an, voll angewandt werden. Die
Entschließung der Mitgliedstaaten
vom 30. Dezember 1961 konnte

unbeschadet der Wirkungen, die
sie gehabt hat, soweit sie die voll­
ständige Durchführung von Artikel
119 fördern und beschleunigen
sollte, den vom Vertrag festgeleg­
ten Endtermin nicht wirksam än­

dern; denn Änderungen des Vertra­
ges sind — vorbehaltlich etwaiger
Sondervorschriften — nur im

Wege des Änderungsverfahrens
nach Artikel 236 möglich.

b) Da Übergangsbestimmungen feh­
len, ist der Grundsatz des gleichen
Entgelts, was die neuen Mitglied­
staaten betrifft, seit Inkrafttreten
des Beitrittsvertrags, also seit dem
1. Januar 1973, voll wirksam. Die
Richtlinie 75/117 konnte die Wirk-

samkeit dieses Artikels oder seinen

zeitlichen Geltungsbereich nicht
ändern.

3. Zwingende Erwägungen der Rechtssi­
cherheit, die sich aus der Gesamtheit
der beteiligten öffentlichen und priva­
ten Interessen ergeben, schließen es
grundsätzlich aus, die Entgelte für in
der Vergangenheit liegende Zeiträume
noch in Frage stellen zu lassen. Soweit
nicht Arbeitnehmer bereits Klage er­
hoben oder einen entsprechenden
Rechtsbehelf eingelegt haben, können
daher auf die unmittelbare Geltung
von Artikel 119 keine Ansprüche ge­
stützt werden, die vor dem Tage der
Verkündung dieses Urteils liegende
Lohn- oder Gehaltsperioden betreffen.

4. Auch in den Bereichen, in denen Arti­
kel 119 etwa keine unmittelbare Wir­

kung haben sollte, kann diese Bestim­
mung nicht in dem Sinne ausgelegt
werden, daß sie dem innerstaatlichen
Gesetzgeber eine ausschließliche Zu­
ständigkeit für die Durchführung des
Grundsatzes der Gleichheit des Ar­

beitsentgelts vorbehielte; soweit erfor­
derlich, können zur Durchführung die­
ses Grundsatzes gemeinschaftsrecht­
liche und innerstaatliche Rechtsvor­
schriften erlassen werden.

In der Rechtssache 43/75

betreffend das dem Gerichtshof aufgrund von Artikel 177 EWG-Vertrag von
der Cour du Travail Brüssel in dem vor diesem Gericht anhängigen Rechts­
streit

Gabrielle Defrenne, frühere Bordstewardeß, wohnhaft in Brüssel-Jette,

gegen

Société anonyme belge de navigation aérienne Sabena, mit Sitz in Brüssel,

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel
119 EWG-Vertrag,

erläßt
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DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten R. Lecourt, der Kammerpräsidenten H. Kut­
scher und A. O'Keeffe, der Richter A. M. Donner, J. Mertens de Wilmars,
P. Pescatore und M. Sørensen,

Generalanwalt: A. Trabucchi

Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf
und die Erklärungen nach Artikel 20 des
Statuts lassen sich wie folgt zusammenfas­
sen:

I — Sachverhalt und schriftliches

Verfahren

Fräulein Gabrielle Defrenne wurde am
10. Dezember 1951 von der Société an­

onyme belge de navigation aérienne Sa­
bena als Bordstewardeß eingestellt. Am 1.
Oktober 1963 wurde ein neuer Arbeitsver­

trag abgeschlossen, der ihr die Dienststel­
lung einer Purserette und Chefstewardeß
einräumte.

Am 15. Februar 1968 schied sie aufgrund
von Artikel 5 Absatz 6 des Arbeitsvertra­

ges für das fliegende Personal der Sabena
aus dem Dienst; nach dieser Bestim­
mung endet der Arbeitsvertrag des weibli­
chen Personals ohne Kündigung mit
dem Tage, an dem die Bedienstete das
vierzigste Lebensjahr vollendet.

Bei ihrem Ausscheiden erhielt Fräulein

Defrenne eine Abfindung.

Am 9. Februar 1970 erhob Fräulein De­

frenne beim belgischen Conseil d'État
Anfechtungsklage gegen den Arrêté royal
vom 3. November 1969, der für das flie­
gende Personal der Zivilluftfahrt Sonder­
vorschriften für den Erwerb des Renten­

anspruchs enthält.

Diese Klage führte zu einem Vorabent­
scheidungsverfahren vor dem Gerichts­
hof, in dem am 25. Mai 1971 ein Urteil
erging (Rechtssache 80/70 — Slg. 1971,
445). Der Conseil d'État wies die Klage
mit Urteil vom 10. Dezember 1971 ab.

Schon vorher, am 13. März 1968, hatte
Fräulein Defrenne beim Tribunal du tra­

vail Brüssel Klage auf Ersatz des Scha­
dens erhoben, der ihr nach ihrer Behaup­
tung hinsichtlich ihres Arbeitsentgelts,
der Abfindung und der Rente durch die
Ungleichbehandlung der Bordstewardes­
sen im Vergleich mit dem fliegenden Per­
sonal männlichen Geschlechts entstan­

den ist, das die gleiche Arbeit verrichtet.

Das Tribunal du travail Brüssel wies die

Klageansprüche von Fräulein Defrenne
durch Urteil vom 17. Dezember 1970 in

vollem Umfang als unbegründet ab.
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Die Klägerin hat gegen dieses Urteil am
11. Januar 1971 bei der Cour du travail
Brüssel Berufung eingelegt. Die vierte
Kammer B der Cour du travail Brüssel

hat mit Urteil vom 23. April 1975 das
erstinstanzliche Urteil hinsichtlich des

zweiten und dritten Klageanspruchs be­
stätigt. Zum ersten Klageanspruch (rück­
ständiges Entgelt) hat sie gemäß Artikel
177 EWG-Vertrag das Verfahren bis zur
Vorabentscheidung des Gerichtshofes
über folgende Fragen ausgesetzt:

1. Führt Artikel 119 des Vertrages von
Rom für sich allein den Grundsatz der

Gleichheit des Arbeitsentgelts für
männliche und weibliche Arbeitneh­

mer bei gleicher Arbeit unmittelbar in
das innerstaatliche Recht der einzel­

nen Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaft ein und verleiht er da­

her den Arbeitnehmern unabhängig
von allen innerstaatlichen Rechtsvor­

schriften das Recht, vor den innerstaat­
lichen Gerichten Klage zu erheben,
um zu erreichen, daß dieser Grundsatz
gewahrt wird? Wenn ja, von welchem
Zeitpunkt an gilt dies?

2. Ist Artikel 119 nach Maßgabe von
Rechtsakten der EWG-Behörden

(wenn ja: welcher Rechtsakte und von
welchem Zeitpunkt an?) im innerstaat­
lichen Recht der Mitgliedstaaten an­
wendbar geworden oder ist anzuneh­
men, daß auf diesem Gebiet der inner­
staatliche Gesetzgeber ausschließlich
zuständig ist?

Das Urteil der Cour du Travail Brüssel ist
am 2. Mai 1975 in der Kanzlei des Ge­

richtshofes eingetragen worden.

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über

die Satzung des Gerichtshofes haben am
14. Juli 1975 die Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften und die Beru­
fungsklägerin des Ausgangsrechtsstreits,
Fräulein Defrenne, am 21. Juli 1975 die
Regierung des Vereinigten Königreichs
von Großbritannien und Nordirland und

am 25. Juli 1975 die Regierung von Ir­
land schriftliche Erklärungen abgegeben.

II — Die beim Gerichtshof abge­
gebenen schriftlichen Erklä­
rungen

A — Zur ersten Frage

Fräulein Defrenne, die Berufungskläge­
rin des Ausgangsrechtsstreits, ist der Auf­
fassung, daß sie ein subjektives Recht auf
gleiches Arbeitsentgelt schon allein aus
der unmittelbaren Geltung von Artikel
119 EWG-Vertrag herleiten könne, ohne
daß Artikel 14 des Arrêté royal Nr. 40
vom 24. Oktober 1967 über die Frauenar­

beit herangezogen werden müßte, laut
dem „jede Arbeitnehmerin vor dem zu­
ständigen Gericht darauf klagen kann,
daß der Grundsatz des gleichen Arbeits­
entgelts für männliche und weibliche
Arbeitnehmer angewandt wird".

a) Artikel 119 gebiete allen Mitgliedstaa­
ten einheitlich die Anwendung eines all­
gemeinen Grundsatzes der Nichtdiskrimi­
nierung der Arbeitnehmer aus Gründen
ihres Geschlechts. Er begründe eine
schon von der ersten Stufe der Über­
gangszeit an zu erfüllende Verpflichtung,
ein bestimmtes Ergebnis zu erreichen
und es in der Folge beizubehalten.

Ein Tätigwerden der Gemeinschaftsbehör­
den oder der nationalen Behörden zur

Durchführung des Grundsatzes des glei­
chen Arbeitsentgelts bei gleicher Arbeit
verlange er nicht, schließe es aber auch
nicht aus.

b) Artikel 119 sei klar und einfach ge­
faßt. Er umschreibe eine Pflicht zu

einem Tun, deren Sinn unzweideutig sei.

c) Die Mitgliedstaaten unterlägen der
Verpflichtung, den Grundsatz der Gleich­
heit des Arbeitsentgelts zu wahren.
Daraus, daß es ihnen freistehe, zur Erfül­
lung dieser Pflicht rechtliche, wirtschaft­
liche oder administrative Bestimmungen
zu treffen, sei indessen keineswegs zu
schließen, daß die Rechtsbürger und ins­
besondere die Arbeitnehmerinnen, ehe
sie die Anwendung von Artikel 119 zu
ihren Gunsten verlangen könnten, ab-
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warten müßten, bis der Staat, dem sie un­
terstehen, in diesem Sinne tätig werde.
Denn Artikel 119 sei nach den von der

Rechtsprechung des Gerichtshofes erar­
beiteten Merkmalen geeignet, in den
Rechtsbeziehungen zwischen dem Staat
und den Arbeitnehmerinnen unmittel­

bare Wirkungen zu entfalten.

d) Zur Fassung von Artikel 119 sei
daran zu erinnern, daß nach der Recht­
sprechung des Gerichtshofes die Bezeich­
nung der Mitgliedstaaten als Träger von
Verpflichtungen nicht bedeute, daß ihre
Rechtsbürger aus diesen Verpflichtungen
keine Rechte herleiten könnten.

Die Verpflichtung sei unzweideutig: Der
Grundsatz der Gleichheit des Arbeitsent­

gelts sei sehr klar und habe nur einen
Sinn; er lasse den Mitgliedstaaten keinen
Ermessensspielraum. Außerdem sei er
eine Ausformung eines allgemeinen
Gleichheitssatzes, der zu einem den Mit­
gliedstaaten gemeinsamen Ideologiebe­
stand gehöre.

Es sei festzuhalten, daß Artikel 119 nur
insoweit praktische Wirksamkeit (effet
utile) erlange, als die Rechtsbürger der
Mitgliedstaaten sich auf den Grundsatz
der Gleichheit des Arbeitsentgelts beru­
fen könnten. Das Interesse, das die Ar­
beitnehmerinnen daran hätten, sich auf
ihn zu berufen, sei offensichtlich; er sei
eine von zahlreichen Ausformungen des
Gleichbehandlungsgrundsatzes, auf dem
der EWG-Vertrag aufgebaut sei.

Artikel 119 gelte notwendigerweise un­
mittelbar; der innerstaatliche Richter sei
ebenso verpflichtet, ihn in seiner Recht­
sprechung anzuwenden, wie die Exeku­
tive gehalten sei, ihn zu beachten, na­
mentlich bei ihrer unmittelbaren Verwal­

tungstätigkeit.

Nach den vom Gerichtshof in seiner

Rechtsprechung aufgestellten Grundsät­
zen sei daher Artikel 119 unmittelbare

Geltung zuzuerkennen; somit hätten ihn
einerseits die innerstaatlichen Gerichte

in den ihnen zur Entscheidung unterbrei-

teten Rechtsstreitigkeiten zu wahren, und
begründe er andererseits für die Rechts­
bürger subjektive Rechte, die sie vor den
zuständigen Gerichten geltend machen
könnten.

e) Der Verpflichtung, den Grundsatz
des gleichen Entgelts anzuwenden, unter­
lägen die Mitgliedstaaten schon seit Be­
ginn der ersten Stufe. Es handle sich um
eine Pflicht, ein bestimmtes Ergebnis her­
beizuführen: Artikel 119 sei zu klar ge­
faßt, als daß ihm ein anderer Sinn beige­
messen werden könnte. Schon seit der

Zustimmung des Parlaments zum Ver­
trag sei also der Grundsatz der Gleichheit
des Entgelts in das positive belgische
Recht aufgenommen; seit dem gleichen
Tage sei. er von den nationalen Gerichten
zu wahren.

Die Entschließung der Konferenz der
Mitgliedstaaten vom 30. Dezember 1961,
die einen Terminkalender mit dem 31.
Dezember 1964 als Endtermin für die

schrittweise Angleichung der Löhne und
Gehälter für Männer und Frauen auf­

stelle, könne an dieser Schlußfolgerung
nichts ändern: Ein politischer und diplo­
matischer zwischenstaatlicher Beschluß,
der von einer im Vertrag nicht vorgesehe­
nen Zusammenkunft von Staaten ausgear­
beitet worden sei, könne keine Bestim­
mung des Vertrages ändern.

Nach Ansicht der Regierung des Ver­
einigten Königreichs muß die Antwort
auf die erste Frage anhand der Merkmale
gefunden werden, die der Gerichtshof
herausgearbeitet hat, um die Frage zu ent­
scheiden, ob eine Vertragsbestimmung in
dem Sinne unmittelbar gelte, daß sie für
die Einzelnen Rechte begründet, welche
die innerstaatlichen Gerichte zu wahren
haben.

a) Die Verpflichtung, die Artikel 119
den Mitgliedstaaten auferlegt, genüge den
vom Gerichtshof aufgestellten Merkma­
len der Klarheit und Präzision nicht.

Artikel 119 gebe keine umfassende Um­
schreibung des Grundsatzes gleiches
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Entgelt bei gleicher Arbeit. Der Ge­
brauch des Wortes „Grundsatz" weise
darauf hin, daß es sich um einen sehr
weiten Begriff handle. Aus diesem
Grunde gebe Artikel 1 der Richtlinie
75/117 des Rates vom 10. Februar 1975

„betreffend die Angleichung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über die
Anwendung des Grundsatzes des glei­
chen Entgelts für männliche und weib­
liche Arbeitnehmer" (ABl. 1975, L 45, S.
19) eine Umschreibung des Grundsatzes,
die den für unzulänglich erachteten Wort­
laut des Artikels selbst etwas kläre und

präzisiere.

Die Begriffe „Entgelt" und insbesondere
„alle sonstigen Vergütungen, die der Ar­
beitgeber aufgrund des Dienstverhältnis­
ses dem Arbeitnehmer mittelbar oder
unmittelbar in bar oder in Sachleistun­

gen zahlt", seien in hohem Maße ausle­
gungsbedürftig.

Artikel 119 Absatz 3 handle von der

„Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Dis­
kriminierung aufgrund des Geschlechts";
diese Wendung sei in Absatz 1, der den
allgemeinen Grundsatz aufstelle, nicht zu
finden; außerdem handle Absatz 3 nur
vom Entgelt für gleiche Arbeit im Ak­
kord- oder Zeitlohn; die in Artikel 1 der
Richtlinie 75/117 gegebenen Klarstellun­
gen seien daher notwendig.

Diese Richtlinie überlasse es jedem Mit­
gliedstaat, die praktischen Einzelheiten
der Durchführung des Grundsatzes durch
innerstaatliche Rechtsvorschriften selbst

festzulegen. Jedenfalls könne zu diesem
Zweck nur irgendeine Art von Gesetzge­
bung, aber keine richterliche Lösung ins
Auge gefaßt werden.

Außerdem stelle Artikel 119 nicht klar,
ob der Vergleich des Entgelts für Männer
mit dem für Frauen für einen bestimm­

ten Arbeitsplatz oder allgemein für eine
bestimmte Tätigkeit vorzunehmen sei; er
gebe auch keine Antwort auf die Frage,
ob die Sonderleistungen, die Frauen von
ihren Arbeitgebern aufgrund ihres Dienst­
verhältnisses in Fällen wie Schwanger­
schaft erhalten, von der Anwendung des

Grundsatzes des gleichen Entgelts auszu­
schließen seien oder ob solche Leistun­

gen unter bestimmten Umständen unter
den Begriff „alle sonstigen Vergütungen"
fallen könnten.

b) Unbestrittenermaßen sei Artikel 119
eine unbedingte, vorbehaltlose Bestim­
mung im Sinne des zweiten vom Ge­
richtshof herausgearbeiteten Merkmals.

c) Die Notwendigkeit eines gesetzgebe­
rischen Tätigwerdens der Mitgliedstaaten
ergebe sich aus der Formulierung der Ver­
pflichtung, die ihnen Artikel 119 in der
Form der Aufstellung eines allgemeinen
Grundsatzes auferlege. Die Richtlinie
75/117 erkenne diese Notwendigkeit an;
ihr Artikel 8 erlege den Mitgliedstaaten
die Verpflichtung auf, die Rechtsvorschrif­
ten in Kraft zu setzen, die notwendig
seien, um dieser Richtlinie binnen Jahres­
frist nach ihrer Zustellung nachzukom­
men, und auf diese Weise den in Artikel
119 aufgestellten allgemeinen Grundsatz
im einzelnen anzuwenden. Bei Fehlen

nationaler Durchführungsvorschriften sei
eine Bestimmung wie Artikel 119 unvoll­
ständig und könne nicht rechtens durch
auslegende Gerichtsentscheidungen er­
gänzt werden.

d) Die erste Frage sei daher zu vernei­
nen.

e) In diesem Zusammenhang sei zu er­
wägen, daß sich nachteilige Folgen für
das Funktionieren des Rechts im Ganzen

ergeben könnten, wenn Artikel 119 un­
mittelbare Geltung zuerkannt würde; dies
drohe zu Unsicherheit und Verwirrung
in den nationalen Rechtsordnungen und
zu Konflikten zwischen der nationalen

und der Gemeinschaftsrechtsordnung zu
führen. Soviel guten Willen die Mitglied­
staaten auch zeigten, einen so allgemei­
nen Grundsatz wie den in Artikel 119

aufgestellten anzuwenden, es wäre stets
möglich zu bestreiten, daß die nationale
Gesetzgebung seinen Anforderungen voll
genüge. Ferner könnte die Rechtsun­
sicherheit nur durch eine Entscheidung
des Gerichtshofes beseitigt werden, und
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bis zu ihrem Ergehen hätten sich die Ein­
zelnen nach ihrem nationalen Recht ver­
halten. Zudem habe eine für unmittelbar

anwendbar erklärte Vertragsbestimmung
diese Wirkung in allen Mitgliedstaaten
von ihrem Inkrafttreten an; das nationale
Recht der einzelnen Mitgliedstaaten
würde also in Gefahr geraten, rückwir­
kend in Frage gestellt zu werden. Die
rückwirkende Rechtsänderung laufe aber
bestimmten allgemeinen Grundsätzen
zuwider, die gleichfalls als Bestandteil
der Gemeinschaftsrechtsordnung angese­
hen werden müßten.

f) Würde Artikel 119 rückwirkend un­
mittelbare Geltung beigelegt, so könnten
sich daraus für die Arbeitgeber Folgen
von solchem Ausmaß ergeben, daß die
Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten in
Mitleidenschaft gezogen werden könnten.
Bestimmte Vereinbarungen, die bis auf
den 1. Januar 1973, ja für die ursprüngli­
chen Mitgliedstaaten sogar bis auf den 1.
Januar 1962 zurückgingen, könnten in
Frage gestellt werden; bestimmte langfri­
stig geregelte Verhältnisse müßten erneut
angepaßt werden. Im Vereinigten König­
reich setze der „Equal Pay Act 1970"
eine Frist bis Ende 1975, um zur Gleich­
heit des Entgelts zu gelangen; eine Ent­
scheidung, die Artikel 119 unmittelbare
Geltung zuerkenne, könnte die sozialen
und wirtschaftlichen Verhältnisse im Ver­

einigten Königreich erschüttern.

g) Jedenfalls könnten die aus Artikel
119 fließenden Rechte nur im Verhältnis

der Einzelnen zu den Mitgliedstaaten gel­
tend gemacht werden, nicht in den Bezie­
hungen der einzelnen untereinander.
Könnte sich eine Privatperson gegen
eine andere auf Artikel 119 berufen, so
würde dessen unmittelbare Geltung den
einzelnen wegen des vertragswidrigen
Verhaltens eines Mitgliedstaats Pflichten
auferlegen. Diese Lösung würde nicht
nur zu der Fassung der Verpflichtung im
Vertrag, der die Mitgliedstaaten an­
spreche, im Widerspruch stehen, sondern
auch mit der Billigkeit unvereinbar sein.

Die Regierung von Irland meint, Artikel
119 führe den Grundsatz, daß Männer

und Frauen bei gleicher Arbeit das
gleiche Entgelt erhalten müßten, nicht in
der Weise unmittelbar in das Recht der

einzelnen Mitgliedstaaten ein, daß die
Lohn- und Gehaltsempfänger unabhän­
gig von innerstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten vor den innerstaatlichen Gerichten

gegen ihren Arbeitgeber Klage auf Beach­
tung dieses Grundsatzes erheben könn­
ten.

a) Schon der Wortlaut des Artikels 119
hindere daran, diese Bestimmung in dem
Sinne auszulegen, daß sie im internen
Recht unmittelbare Wirkungen in dem
Sinne entfaltete, daß sie zwischen Arbeit­
gebern und Arbeitnehmern Rechte und
Pflichten begründete. Hätten die Verfas­
ser des Vertrages etwas anderes gewollt,
so hätte Artikel 119 nicht die Mitglied­
staaten ansprechen dürfen; er hätte nur
vorzusehen brauchen, daß von der ersten
Stufe an Männer und Frauen in der Ge­

meinschaft bei gleicher Arbeit das
gleiche Entgelt zu erhalten hätten, und
soweit die Mitgliedstaaten nach diesem
Artikel eine Pflicht gehabt hätten, hätte
diese nur in der unausgesprochenen Ver­
pflichtung bestanden, die notwendigen
Durchführungsmaßnahmen zu ergreifen.

b) Eine Analyse der Entscheidungen
des Gerichtshofes zur Frage der unmittel­
baren Geltung zeige, daß der Gerichtshof
im wesentlichen diejenigen Bestimmun­
gen des EWG-Vertrags für unmittelbar
anwendbar erklärt habe, die durch die
Beseitigung bestehender oder das Verbot
neuer Beschränkungen die im Vertrag
vorgesehenen „Grundfreiheiten" verwirk­
lichen sollen, insbesondere den freien
Warenverkehr, die Freizügigkeit und den
freien Dienstleistungsverkehr. Diese Frei­
heiten sollten eher der Gemeinschaft als
Ganzem als nur einer besonderen Perso­

nengruppe zugute kommen; ihre Verwirk­
lichung sei eng mit der Aufgabe und den
Grundtätigkeiten der Gemeinschaft ver­
bunden, wie sie in den Artikeln 2 und 3
des Vertrages festgelegt und in seinem
Artikel 7 ergänzt seien.

Dagegen hätte eine Auslegung des Arti­
kels 119 als im Verhältnis der einzelnen
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zueinander unmittelbar geltende Bestim­
mung rechtliche Auswirkungen eher auf
dem Gebiet des Privatrechts, namentlich
auf dem der schuldrechtlichen Beziehun­

gen zwischen Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern, als auf dem des öffentlichen
Rechts. Es bestehe also ein grundlegen­
der Unterschied zwischen Artikel 119

und den anderen Bestimmungen, die der
Gerichtshof als unmittelbar geltend ange­
sehen habe.

Im Gegensatz zu diesen verfolge Artikel
119 ein auf eine scharf umrissene Perso­

nengruppe, nämlich die weiblichen Ar­
beitnehmer, beschränktes Ziel. So respek­
tabel dieses Ziel sein möge, müsse es
doch im Hinblick auf die in den Arti­

keln 2 und 3 EWG-Vertrag aufgezählten
grundlegenden Aufgaben und Tätigkei­
ten der Gemeinschaft so gewürdigt wer­
den, daß diese nicht beeinträchtigt wür­
den.

Da Artikel 119 zu einer wesentlich ande­

ren Gruppe von Vorschriften als der ge­
höre, die die vom Gerichtshof für unmit­
telbar geltend erklärten Artikel umfasse,
sei die Rechtsprechung des Gerichtshofes
für die Antwort auf die erste Frage von
keinem Nutzen.

c) Die Richtlinie 75/117 des Rates be­
stätige, insbesondere in ihren Artikeln 6
und 8, daß Artikel 119 besonderer Durch­
führungsmaßnahmen bedürfe, die in den
einzelnen Mitgliedstaaten verschieden
sein müßten, und daß, namentlich in
den neuen Mitgliedstaaten, eine Über­
gangszeit erforderlich sei. Die Verfasser
des EWG-Vertrags und des Beitrittsver­
trags hätten die Möglichkeit der unmittel­
baren Geltung von Artikel 119 im Ver­
hältiiis der Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer zueinander ausgeschlossen; Artikel
119 sei bewußt so gefaßt worden, daß er
keine unmittelbare Geltung habe.

d) Diese Auffassung werde durch die
Folgen bestätigt, die sich aus einer ande­
ren Auslegung ergeben würden. Die un­
mittelbare Geltung von Artikel 119 ab 1.
Januar 1973, dem Tage seines Beitritts zu

den Gemeinschaften, würde für Irland
mit Sicherheit eine finanzielle Belastung
mit sich bringen, die viele Arbeitgeber
nicht würden tragen können. Für den iri­
schen Staat als Arbeitgeber würden sich,
wenn er die Ansprüche der weiblichen
Beamten auf „gleiches Entgelt" vom
Tage des Beitritts an befriedigen müßte,
Ausgaben ergeben, die den Gesamtbetrag
der Leistungen übersteigen würden, die
Irland in den Jahren 1975 bis 1977 aus
dem Regionalfonds der Gemeinschaft
erhalte.

e) Es sei festzuhalten, daß der „Anti-dis­
crimination (pay) Act 1974", der den
Grundsatz des gleichen Entgelts bei glei­
cher Arbeit im irischen Recht verankere,
am 31. Dezember 1975 in Kraft trete.

Die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften ist der Ansicht, es sei zwi­
schen der sofortigen Geltung und der
unmittelbaren Anwendung des Artikels
119 zu unterscheiden.

a) Unabhängig von jeder Beurteilung
der unmittelbaren Anwendbarkeit von
Artikel 119 könne diesem Artikel keine

sofortige Geltung vom Zeitpunkt der Ra­
tifizierung des Vertrages durch die Mit­
gliedstaaten an beigemessen werden:
Schon sein Wortlaut setze den Mitglied­
staaten eine Frist für die Erfüllung der
Verpflichtung, die sie eingegangen sind,
nämlich die erste Stufe der Übergangs­
zeit; die Mitgliedstaaten hätten also bis
zum 1. Januar 1962 Zeit gehabt, um die
Anwendung des Grundsatzes des glei­
chen Entgelts sicherzustellen. Ferner
habe die Entschließung der Konferenz
der Mitgliedstaaten vom 30. Dezember
1961 über die Lohngleichheit für Männer
und Frauen die Frist für die vollständige
Beseitigung aller Diskriminierungen zwi­
schen den Löhnen und Gehältern für
Männer und Frauen bis zum 31. Dezem­

ber 1964 verlängert.

b) Der EWG-Vertrag enthalte zwei Ka­
tegorien von Bestimmungen. Die einen
begründeten für die einzelnen individu­
elle Rechte, welche die innerstaatlichen
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Gerichte zu berücksichtigen hätten, die
anderen erlegten nur den Mitgliedstaaten
Verpflichtungen auf. Um zur ersten Kate­
gorie zu gehören, müsse eine Bestim­
mung aus sich heraus vollständig, vorbe­
haltlos und unzweideutig sein und dürfe
zu ihrer Verwirklichung keiner Ergän­
zung durch Vorschriften des innerstaatli­
chen Rechts bedürfen. Die Anwendung
dieser Merkmale auf Artikel 119 erlaube

die Feststellung, daß er zur zweiten Kate­
gorie gehöre und keine unmittelbar gel­
tende Vorschrift darstelle. Schon seiner

Fassung sei zu entnehmen, daß ein Tätig­
werden der Mitgliedstaaten zur Verwirkli­
chung des Grundsatzes des gleichen Ent­
gelts vorgesehen sei. Die Empfehlung der
Kommission vom 20. Juli 1960 und die
Entschließung der Konferenz der Mit­
gliedstaaten vom 30. Dezember 1961 gin­
gen von dieser Auslegung aus.

Aus Artikel 119 ergäben sich für die Mit­
gliedstaaten zwei Verpflichtungen: Die
erste — für ihre Erfüllung sei zunächst
das Ende der ersten Stufe der Übergangs­
zeit als Endtermin festgelegt gewesen, die­
ser Termin sei aber durch die Entschlie­

ßung vom 30. Dezember 1961 auf den
31. Dezember 1964 verlegt worden —
bestehe darin, die Lohngleichheit herbei­
zuführen; die zweite — die mit der Erfül­
lung der ersten entstehe — darin, diese
Lohngleichheit aufrechtzuerhalten, also
jeden Rückfall in die Ungleichheit zu ver­
hindern.

Nur in den Rechtsbeziehungen zwischen
den einzelnen sei jedoch Artikel 119
nicht unmittelbar' anwendbar; in den
Beziehungen zwischen den Mitgliedstaa­
ten und den einzelnen könne er als un­

mittelbar geltend angesehen werden, seit
die Frist verstrichen sei, die den Mitglied­
staaten eingeräumt gewesen sei, um seine
Anwendung sicherzustellen.

Im Ausgangsrechtsstreit gehe es um
Rechtsbeziehungen zwischen Privatperso­
nen. Daher könne man sich an die bishe­

rige Lehre halten; die vom Gerichtshof
in seiner jüngsten Rechtsprechung erar­
beiteten Merkmale der unmittelbaren

Geltung änderten an dieser Feststellung
nichts und erlaubten es nicht, Artikel
119 in den Rechtsbeziehungen zwischen
Einzelnen unmittelbare Wirkung zuzuer­
kennen.

Zudem wiesen die vom Gerichtshof für
unmittelbar anwendbar erklärten Artikel

48 und 52 einen wichtigen Unterschied
zu Artikel 119 auf: Auf dem Gebiete der

Freizügigkeit oder des Niederlassungs­
rechts trage der Staat die unmittelbare
Verantwortung, er müsse die Angehöri­
gen der übrigen Mitgliedstaaten ebenso
behandeln wie seine eigenen Angehöri­
gen; auf dem Gebiet der Lohngleichheit
für Männer und Frauen bestehe dagegen
keine unmittelbare Verantwortung des
Staates, da eine vergleichbare, auf gesetz­
liche Bestimmungen, die tatsächlich auf
die Männer angewandt würden, verwei­
sende Struktur fehle. Artikel 119 aufer­

lege den Mitgliedstaaten kein klares, un­
bedingtes Verbot, etwas zu tun, sondern
die Verpflichtung, die Anwendung eines
Grundsatzes sicherzustellen; anders ausge­
drückt, es handele sich nicht darum, eine
gesetzliche Vorschrift zu beseitigen, son­
dern darum, eine zu erlassen. Daher
könne Artikel 119, was die Rechtsbezie­
hungen der einzelnen untereinander an­
belangt, nicht als im innerstaatlichen
Recht der einzelnen Mitgliedstaaten un­
mittelbar geltende Bestimmung ange­
sehen werden, die für die Rechtsbürger
Rechte zu begründen vermöchte, die sie
gerichtlich geltend machen könnten.
Hingegen gelte er in den Rechtsbeziehun­
gen zwischen den Mitgliedstaaten und
den einzelnen seit Ablauf der Frist unmit­

telbar, die den Staaten eingeräumt gewe­
sen sei, um seine Anwendung sicherzu­
stellen.

B — Zur zweiten Frage

Fräulein Defrenne bemängelt, die zweite
Frage sei unklar gefaßt.

a) Sei sie nur hilfsweise zur ersten Frage
gestellt, so sei ihre Zulässigkeit zumin­
dest zweifelhaft: Sie sei keine echte Ausle­

gungsfrage.
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b) Sei sie dagegen im Hinblick auf die
Richtlinie 75/117 gestellt, so sei festzu­
stellen, daß diese im wesentlichen eine
verschleierte Mahnung an die Mitglied­
staaten darstelle; sie schaffe kein neues
positives Gemeinschaftsrecht. Dieses sei,
was den Grundsatz des gleichen Entgelts
angehe, vollständig in Artikel 119 enthal­
ten. Die Richtlinie beleuchte lediglich
einige Einzelheiten des schon vorhande­
nen, im Vertrag klar und präzis umschrie­
benen Rechts.

Die vom Gerichtshof in seinem Urteil

vom 21. Juni 1974 (Reyners/belgischen
Staat, 2/74 — Slg. 1974, 631) herausge­
stellten Grundsätze seien auch auf dem
Gebiet des Artikels 119 anwendbar. Die

Richtlinie sei nur eine der möglichen
Vollzugsweisen dieser Bestimmung, sie
sei für deren Anwendung nicht unent­
behrlich. Die unmittelbare Geltung des
Artikels 119 sei recht eigentlich seine er­
ste Vollzugsweise.

Soweit daher eine Antwort auf die zweite

Frage zu geben sei, müsse diese in bei­
den Punkten verneinend sein.

Nach Auffassung der Regierung des Ver­
einigten Königreichs ist die Richtlinie
75/117 die einzige auf den vorliegenden
Fall anwendbare gemeinschaftsrechtliche
Vorschrift; diese Richtlinie könne Artikel
119 keine unmittelbare Geltung verlei­
hen.

Die Richtlinie unterstreiche, daß es in
erster Linie Sache der Mitgliedstaaten sei,
die Anwendung des Grundsatzes des glei­
chen Entgelts durch angemessene
Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sicherzustellen, und daß die zwischen
den einzelnen Staaten bestehenden Un­

gleichheiten eine Angleichung der natio­
nalen Rechtsvorschriften notwendig
machten.

Die zweite Frage sei daher dahingehend
zu beantworten, daß nur der nationale
Gesetzgeber auf diesem Gebiet zuständig
sei.

Die Regierung von Irland meint, der
Rat sei zum Erlaß der Richtlinie 75/117

zuständig gewesen. Dies bedeute, daß die
Mitgliedstaaten innerhalb eines Jahres
nach Zustellung der Richtlinie je nach
ihren innerstaatlichen Verhältnissen und

ihren Rechtssystemen das Erforderliche
zu tun hätten, um die Anwendung des
Grundsatzes des gleichen Entgelts zu ge­
währleisten und den übrigen Bestimmun­
gen der Richtlinie nachzukommen. So­
lange die Mitgliedstaaten keine Vollzugs­
maßnahmen zu der Richtlinie getroffen
hätten, ließen sich für die Arbeitnehmer
aus Artikel 119 keine Rechte gegen ihre
Arbeitgeber herleiten.

Daher sei auf die zweite Frage mit der
Feststellung zu antworten, daß allein die
nationalen Gesetzgeber zuständig seien,
den Arbeitnehmern das Recht einzuräu­

men, gegen ihre Arbeitgeber gerichtlich
vorzugehen, um die Beachtung des
Grundsatzes durchzusetzen, daß Männer
und Frauen bei gleicher Arbeit das
gleiche Entgelt erhalten müssen.

Nach Ansicht der Kommission stellt sich

die zweite Frage nur im Fall der Vernei­
nung der ersten. Auf diese sei aber eine
verneinende Antwort nur zu geben, was
die Rechtsbeziehungen unter Privatperso­
nen anbelangt; nur insoweit stelle sich
daher die zweite Frage.

a) Zunächst sei festzustellen, daß der
Wortlaut des Artikels 119 die Verwirkli­

chung des Grundsatzes der Gleichheit
des Entgelts von keinem abgeleiteten
Rechtsakt abhängig mache, den die Ge­
meinschaftsorgane zu erlassen hätten. Er
erlege nur den Mitgliedstaaten Pflichten
auf. Der erste Teil der zweiten Frage sei
daher zu verneinen.

b) Da Artikel 119 in den Rechtsbezie­
hungen der einzelnen untereinander
nicht unmittelbar gelte und die aus ihm
fließenden Verpflichtungen den Mitglied­
staaten oblägen, sei also die Zuständig­
keit des nationalen Gesetzgebers dafür,
diese Bestimmung ins innerstaatliche
Recht zu übernehmen, nicht zu bestrei-
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ten. Diese Zuständigkeit sei ausschließ­
lich, lasse aber keinen Ermessensspiel­
raum: Die Freiheit des nationalen Gesetz­

gebers werde durch Artikel 119 selbst
und durch die Richtlinie 75/117 einge­
schränkt, sowohl was das zu erreichende
Ziel anbelangt als auch hinsichtlich der
einzuhaltenden Fristen.

III — Antworten auf die Fragen
des Gerichtshofes

Nach Eingang der schriftlichen Erklärun­
gen hat der Gerichtshof auf Bericht des
Berichterstatters nach Anhörung des Ge­
neralanwalts beschlossen, ohne vorherige
Beweisaufnahme in die mündliche Ver­

handlung einzutreten. Er hat jedoch die
Regierung des Vereinigten Königreichs,
die Regierung von Irland und die Kom­
mission gebeten, vor Eintritt in das
mündliche Verfahren schriftlich mehrere

Fragen zu beantworten.

Die Regierung des Vereinigten König­
reichs macht zu der Frage, wie es sich auf
das finanzielle Gleichgewicht der Unter­
nehmen auswirken würde, wenn Artikel
119 unmittelbare Geltung zuerkannt
würde, geltend, die kumulative Wirkung
der Lohnkostensteigerungen, die sich
hieraus ergeben würden, würde das Pro­
blem der Inflationskontrolle erheblich
erschweren. Diese finanziellen Auswir­

kungen würden verschieden groß sein
und je nach dem Anteil der Frauen, die
die „gleiche Arbeit" wie Männer verrich­
ten, nach dem Unterschied zwischen
dem Entgelt für Männer und dem für
Frauen bei gleicher Arbeit, nach den Li­
quiditätsproblemen und nach dem Ver­
hältnis der Lohnkosten zu den gesamten
Kosten des jeweiligen Unternehmens. In
der Schuh-, Nahrungsmittel- und Wä­
schereiindustrie, im Einzelhandel und in
der Bekleidungsindustrie sei der Anteil
der Frauen, die die gleiche Arbeit wie
Männer verrichten, besonders hoch; die
Unterschiede zwischen dem Entgelt für
Männer und Frauen seien in der Textil-,
der Bekleidungs-, der Schuh-, der Biscuit-
und der Maschinenbauindustrie am größ-

ten; viele Unternehmen verschiedener
Branchen hätten ernste Liquiditätsschwie­
rigkeiten; der Anteil der Lohnkosten an
den gesamten Kosten sei im Schiffsbau,
in der Feinmechanik, in der Bekleidungs­
industrie, in der Papierindustrie, in den
Druckereien und in den Töpfereien be­
sonders hoch. Der Bekleidungsindustrie
drohten also besonders große Gefahren.
Die Diskriminierung beim Arbeitsentgelt
für Männer und Frauen sei nicht auf Ar­

beiten eines bestimmten Typs be­
schränkt. Die Gesamterhöhung der Lohn­
kosten, die sich aus der Verwirklichung
der Entgeltgleichheit ergäbe, könne für
das Vereinigte Königreich auf etwa
3,5 % aller Gehälter und Löhne veran­
schlagt werden; sie sei auf einen 1975
endenden Fünfjahreszeitraum zu vertei­
len.

Die Entschließung der Konferenz der
Mitgliedstaaten vom 30. Dezember 1961
sei kein Beschluß und keine Vereinba­

rung im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der
Beitrittsakte. Soweit sie am 1. Januar
1973 noch in Kraft gewesen sei, falle sie
unter Artikel 3 Absatz 3 dieser Akte. Die

Frage, ob und inwieweit die ursprüngli­
chen Mitgliedstaaten sie an diesem Tage
als noch gültig angesehen hätten, sei des­
wegen zweifelhaft, weil sie ihr nicht voll­
ständig nachgekommen seien. Das Ver­
einigte Königreich habe im Jahr 1973
der Entschließung offensichtlich nicht
wortgetreu nachkommen können: Sie
habe Maßnahmen empfohlen, die späte­
stens Ende 1964 zu ergreifen gewesen
seien, aber auch von den ursprünglichen
Mitgliedstaaten nicht vollständig durchge­
führt worden seien. Seit 1973 habe das

Vereinigte Königreich vollen Anteil an
den Diskussionen genommen, die im
Rahmen der Gemeinschaftsorgane über
die Anwendung von Artikel 119 geführt
worden seien und zum Erlaß der Richtli­

nie 75/117 des Rates geführt hätten, der
das Vereinigte Königreich in vollem
Umfang nachkomme.

Der Regierung von Irland zufolge würde
der irischen Wirtschaft eine für sie nicht

tragbare Last aufgebürdet, wenn Artikel
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119 rückwirkend auf den 1. Januar 1973
für unmittelbar geltend erklärt würde.
Selbst wenn ihm die unmittelbare Gel­

tung nur begrenzt, im Verhältnis zwi­
schen den einzelnen und den Mitglied­
staaten, zuerkannt würde, würde dies
noch sehr schwere finanzielle Belastun­

gen mit sich bringen. Die Belastungen
für den privaten Sektor ließen sich nicht
unmittelbar abschätzen. Besonders

schwer getroffen würden aber die priva­
ten Kapitalgesellschaften und die kleinen
Unternehmen, die gewerblichen Tätigkei­
ten in der Textil-, Bekleidungs- und
Schuhbranche, in der Nahrungsmittelin­
dustrie, der Leichtmechanik, in der Pa­
pier- und Druckindustrie und in einigen
Einzelhandelszweigen; in mehreren die­
ser Wirtschaftszweige könnte die Mehr­
heit der Arbeitnehmer aus dem Grund­

satz der Entgeltgleichheit Ansprüche her­
leiten. Die durchschnittliche Erhöhung
der Lohnsumme, die sich aus der soforti­
gen Verwirklichung des Grundsatzes der
Entgeltgleichung für Männer und Frauen
in der Industrie ergeben würde, könne
auf 5 % geschätzt werden. In den emp­
findlichsten Wirtschaftszweigen liege der
Prozentsatz noch höher. Artikel 6 des

EWG-Vertrags verpflichte alle Gemein­
schaftsorgane einschließlich des Gerichts­
hofes, darauf zu achten, daß die interne
finanzielle Stabilität der Mitgliedstaaten
nicht untergraben werde.

Was die unmittelbare Geltung anbelange,
sei festzustellen, daß weder der Begriff
„gleiches Entgelt" noch der Begriff
„gleiche Arbeit" genügend bestimmt
seien, um es zu gestatten, daß Artikel 119
als unmittelbar anwendbar angesehen
werde. Die Tatsache, daß sich diese Be­
stimmung im öffentlichen Sektor anwen­
den lasse, berühre ihre Auslegung nicht;
sie könne nicht im einen Sektor klar und

bestimmt sein, im anderen nicht. Außer­
dem würde eine solche Unterscheidung
eine flagrante Diskriminierung zugun­
sten des öffentlichen Sektors mit sich

bringen; die Bediensteten des öffentli­
chen Sektors würden ihr Recht unmittel­

bar aus Artikel 119 herleiten, während
die des privaten Sektors das ihre aus der

nationalen Durchführungsregelung zu
entnehmen hätten; die Mitgliedstaaten
als Arbeitgeber seien keinen strengeren
Verpflichtungen unterworfen als die des
privaten Sektors.

Die Verpflichtungen, die sich möglicher­
weise für Irland aus der Entschließung
vom 30. Dezember 1961 und der Bei­

trittsakte ergäben, seien nicht Gegen­
stand des vorliegenden Verfahrens. Jeden­
falls sei aber diese Entschließung zur
Zeit des Beitritts schon hinfällig gewe­
sen. Zudem seien die Verpflichtungen,
die etwa aus ihr entstanden sein sollten,
durch die aus der Richtlinie 75/117 flie­
ßenden ersetzt worden.

Die Kommission antwortet auf die Fra­

gen des Gerichtshofes im wesentlichen
mit folgenden Bemerkungen:

a) Der Grundsatz des gleichen Entgelts
für männliche und weibliche Arbeitneh­

mer bei gleicher Arbeit könne seiner Na­
tur und seinem Inhalt nach nicht vor

den Gerichten geltend gemacht werden,
jedenfalls nicht bei Arbeitnehmern des
privaten Sektors. Die Begriffe Entgelt
und gleiche Arbeit ließen sich im öffent­
lichen Sektor leicht beurteilen, wo die
Gehälter auf Dienstposteneinstufungen
besonderer Art (Besoldungsgruppen, Klas­
sen, Dienstaltersstufen) beruhten und
gewöhnlich unabhängig vom Geschlecht
der Personen, welche die Tätigkeit
ausüben, durch Gesetz festgelegt seien,
im privaten Sektor lägen die Dinge aber
keineswegs ebenso.

— Der in Artikel 119 verwendete Begriff
„übliche Grund- oder Mindestlöhne und
-gehälter" sei hinlänglich klar; aus seinen
Auswirkungen ergäben sich indessen
zahlreiche Schwierigkeiten, die einesteils
mit der Autonomie der Sozialpartner und
mit ihrer Freiheit, die Löhne und Gehäl­
ter auszuhandeln, und andernteils mit
der Unterschiedlichkeit der herkömmli­

chen Lohnbildungssysteme und mit den
großen Unterschieden in der Eingruppie­
rung der Tätigkeiten zusammenhingen.
Artikel 119 lasse auch die Frage offen, ob
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die Faktoren berücksichtigt werden dürf­
ten, welche die Lohnkosten für die weibli­
chen Arbeitnehmer und deren Leistung
beeinflussen.

Der Begriff „alle sonstigen Vergütun­
gen .., die der Arbeitgeber aufgrund des
Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer

mittelbar oder unmittelbar zahlt," sei um
so schwerer abzugrenzen, als für die
jüngste Entwicklung des Lohnbegriffes
die zunehmende Vielfalt der Leistungen,
welche die Arbeitnehmer erhielten, und
die Tatsache kennzeichnend seien, daß
das heutige Recht im Sinne einer Soziali­
sierung des Lohns auch den sozialen und
wirtschaftlichen Aspekten des Arbeitneh­
merentgelts Rechnung trage.

— Der Begriff „gleiche Arbeit" lasse sich
im privaten Sektor noch viel schwerer
umreißen, und Vergleiche seien kaum
möglich. Insbesondere stelle sich hier die
Frage, ob die Anwendung des Grundsat­
zes der Lohngleichheit auf die „gemisch­
ten Tätigkeiten" zu beschränken sei, die
im gleichen Unternehmen unter den glei­
chen Bedingungen von einem Mann und
einer Frau ausgeübt werden, oder ob Arti­
kel 119 eine größere Tragweite beizumes­
sen und die Lohnsätze für die Tätigkeit
oder den Arbeitsplatz unabhängig nicht
nur von der Person (Mann oder Frau),
sondern auch (beim Zeitlohn) von der
Arbeitsleistung festzusetzen seien.

In der Empfehlung vom 20. Juli 1960
habe die Kommission festgelegt, daß ein
etwaiger, gesetzlicher oder tarifvertragli­
cher, verbindlicher Mindestlohn für Män­
ner und Frauen gleich sein müsse und
daß dann, wenn die Löhne nach irgendei­
nem gewerblichen Eingruppierungssy­
stem festgesetzt würden, die Gruppen für
männliche und weibliche Arbeitnehmer

die gleichen sein müßten und die Ein­
gruppierungsmerkmale in gleicher Weise
auf Männer und Frauen angewendet wer­
den müßten. Selbst nach dieser weiten

Auffassung, die in der Entschließung
vom 30. Dezember 1961 im einzelnen

ausgeführt sei, könne aber eine Arbeit­
nehmerin, die in einem Unternehmen

einer bestimmten Branche, das seinen
Sitz an einem bestimmten Ort eines Lan­
des hat, sich nicht auf Artikel 119 stüt­
zen, um den gleichen Lohn zu fordern,
den ein Mann erhält, der in einem ande­
ren Unternehmen einer anderen

Branche, in einer anderen Region oder
einem anderen Land die gleiche oder
eine gleichwertige Arbeit verrichtet. Die­
ses Maximum an Lohngleichheit („glei­
cher Lohn bei gleicher Arbeit") gebe es
nicht einmal im Verhältnis zwischen
Männern.

Eine wirklichkeitsnahe und recht befriedi­

gende Lösung sei die der Artikel 3 und 4
des niederländischen Gesetzes vom 20.

März 1975, die übrigens durch Artikel 1
der Richtlinie 75/117 beeinflußt seien,
der bestimmt:

„Der … Grundsatz des gleichen Entgelts
für Männer und Frauen … bedeutet bei

gleicher Arbeit oder bei einer Arbeit, die
als gleichwertig anerkannt wird, die Besei­
tigung jeder Diskriminierung aufgrund
des Geschlechts in bezug auf sämtliche
Entgeltsbestandteile und -bedingungen.

Insbesondere muß dann, wenn zur Festle­
gung des Entgelts ein System beruflicher
Einstufung verwendet wird, dieses System
auf für männliche und weibliche Arbeit­

nehmer gemeinsamen Kriterien beruhen
und so beschaffen sein, daß Diskriminie­
rungen aufgrund des Geschlechts ausge­
schlossen werden."

b) Seit Ablauf der Frist, die den Mit­
gliedstaaten eingeräumt gewesen sei, um
die Anwendung von Artikel 119 sicherzu­
stellen, gelte dieser in den Beziehungen
zwischen dem Staat und den einzelnen
unmittelbar. Er enthalte materiellrecht­

lich alles zu seiner Anwendung durch die
Gerichte auf den öffentlichen Dienst Not­

wendige, da die Auslegungsprobleme
und die Schwierigkeiten des Vergleichs
bei den Begriffen Entgelt und gleiche
Arbeit in diesem Sektor nicht bestünden.

Bei den öffentlichen, halböffentlichen
und parastaatlichen Unternehmen sei der
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Einfluß der öffentlichen Gewalten auf

die Leitung und insbesondere die Lohn­
politik des Unternehmens das für die
Beurteilung der unmittelbaren Anwend­
barkeit des Artikels 119 ausschlagge­
bende Merkmal. Namentlich sei zu prü­
fen, ob die Tarifverträge auf der Ebene
des Unternehmens oder auf der des Wirt­

schaftszweiges frei ausgehandelt und an­
gewandt werden, ob diese Verträge, ob­
wohl frei ausgehandelt, erst nach Geneh­
migung, Billigung oder Bestätigung
durch die öffentlichen Gewalten anwend­
bar sind oder ob die Arbeitnehmer der
Unternehmen einen durch Rechtsnor­

men geregelten Status haben, der dem
der Beamten mehr oder weniger nahe
kommt.

c) Die Entschließung der Konferenz
der Mitgliedstaaten vom 30. Dezember
1961 habe eine vom Vertrag bestimmte
Frist nicht wirksam ändern können,
ohne daß das für die Vertragsänderung
vorgesehene Verfahren angewandt wurde.

Die Umstände, unter denen die Mitglied­
staaten die Entschließung gefaßt hätten,
ließen erkennen, daß diese einen Ver­
gleich darstelle, der den Ubergang in die
zweite Stufe und die Anwendung von Ar­
tikel 119 in seiner weiten Auslegung da­
durch ermöglicht habe, daß ein neuer
Terminkalender für die schrittweise Ver­

wirklichung des Grundsatzes der Lohn­
gleichheit aufgestellt worden sei.

d) Was die Verwirklichung des An­
spruchs auf gleiches Entgelt durch die
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften anbe­

lange, stelle sich die Lage in den einzel­
nen Mitgliedstaaten wie folgt dar:

— In Deutschland bestimme Artikel 3

des Grundgesetzes, daß „Männer und
Frauen gleichberechtigt" sind und daß
„niemand wegen seines Geschlechts ...
benachteiligt oder bevorzugt werden"
darf. Der Grundsatz des Diskriminie­

rungsverbots sei vor allem in das neue,
am 19. Januar 1972 in Kraft getretene
Betriebsverfassungsgesetz und in das Per­
sonalvertretungsgesetz vom 5. August
1955 aufgenommen worden.

— In Italien habe nach Artikel 37 der

Verfassung „die arbeitende Frau die glei­
chen Rechte und bei gleicher Arbeit den
gleichen Lohn wie der arbeitende Mann".
Diese Bestimmung begründe ein subjekti­
ves Recht auf gleichen Lohn, das vor Ge­
richt geltend gemacht werden könne. Be­
sondere Vorschriften bestünden für die

Beamtenschaft, die Arbeiterinnen im
Dienst des Staates und einige Berufsgrup­
pen.

— In Belgien bestimme der Arrêté royal
Nr. 40 vom 24. Oktober 1967, an dessen
Stelle das Gesetz vom 16. März 1971 ge­
treten sei, in Artikel 14, daß „gemäß Arti­
kel 119 EWG-Vertrag ... jede Arbeitneh­
merin vor dem zuständigen Gericht auf
Anwendung des Grundsatzes des glei­
chen Entgelts für männliche und weib­
liche Arbeitnehmer klagen" könne. Ein
Gesetz vom 5. Dezember 1968 ermäch­

tige den Minister für Beschäftigung und
Arbeit, einem diskriminierenden Kollek­
tivvertrag die Verbindlicherklärung zu
versagen.

— In Frankreich stelle die Präambel der

Verfassung von 1946, die durch die der
Verfassung von 1958 bekräftigt werde, all­
gemein fest, „das Gesetz garantiert der
Frau auf allen Gebieten die gleichen
Rechte wie dem Mann". Insbesondere

nach dem Gesetz vom 13. Juli 1971 müß­
ten Kollektivverträge, um für allgemein
verbindlich erklärt werden zu können,
Klauseln über die Durchführung des
Grundsatzes „gleicher Lohn bei gleicher
Arbeit" enthalten. Das Gesetz vom 22.
Dezember 1972 über die Gleichheit des

Entgelts für Männer und Frauen bei glei­
cher oder gleichwertiger Arbeit gebe Kla­
gen vor den zuständigen Gerichten eine
präzise Rechtsgrundlage, ermögliche es,
Sanktionen für Zuwiderhandlungen vor­
zusehen, und erkläre alle Bestimmungen
von Arbeitsverträgen, Kollektivverträgen,
Lohnvereinbarungen, Verordnungen oder
Tarifen für nichtig, die gegen den Grund­
satz der Gleichheit verstoßen. Ein Dekret

des Staatsrates vom 27. Mai 1973 regle
das Verfahren bei Streitfällen.
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— In Luxemburg müsse nach Artikel 4
des Gesetzes vom 12. Juni 1965 jeder
Kollektivvertrag die Einzelheiten der
Anwendung des Grundsatzes des glei­
chen Entgelts regeln. Das Gesetz vom 22.
Juni 1963, das die Gehälter der Staatsbe­
amten regle, erkenne den Grundsatz der
Nichtdiskriminierung im öffentlichen
Sektor an. Das Gesetz vom 12. März 1973
über die Reform des Mindestsoziallohnes

habe diesen Grundsatz übernommen, die
Großherzogliche Verordnung vom 10.
Juli 1974 über die Gleichheit des Ent­
gelts für Männer und Frauen habe ihn
verallgemeinert.

— In den Niederlanden habe vor Erlaß
des Gesetzes vom 20. März 1975 über die

Gleichheit des Entgelts für Männer und
Frauen keine allgemeine Rechtsvorschrift
bestanden. Bis zum Inkrafttreten dieses

Gesetzes hätten Ansprüche auf gleichen
Lohn nur aus Kollektivverträgen oder aus
individuellen Arbeitsverträgen fließen
können.

— In Dänemark sei die Gleichheit des

Entgelts für Männer und Frauen im öf­
fentlichen Sektor seit einem Gesetz von

1921 anerkannt. Ein Gesetz vom 7. Juni
1958 habe eine Ungleichbehandlung bei
der Zulage für Familienvorstände besei­
tigt.

Im privaten Sektor hätten sich die Tarif­
lohnsätze für Männer und Frauen einan­

der in den letzten zehn Jahren in den
Kollektivverträgen der meisten Sektoren
und Gewerbezweige beträchtlich angenä­
hert. Der Grundsatz der Gleichheit des

Entgelts sei durch die nationale Vereinba­
rung vom April 1973 mit sofortiger Wir­
kung für den privaten und den öffentli­
chen Sektor anerkannt und verwirklicht
worden.

— In Irland bestünden insbesondere im
öffentlichen Dienst und im Unterrichts­
wesen zum Nachteil des weiblichen Per­

sonals Lohntarife, die nach Familien­
stand und Geschlecht differenzierten. Im

privaten Sektor seien Lohndiskriminie­
rungen in den Kollektivverträgen aller
Wirtschaftszweige weit verbreitet.

Am 25. Juni 1974 habe das Parlament
den „Anti-discrimination (pay) Act 1974"
verabschiedet, der am 31. Dezember
1975 in Kraft getreten sei. Artikel 2 die­
ses Gesetzes bestimme, daß eine Frau
Anspruch auf den gleichen Lohn wie ein
Mann hat, wenn sie vom gleichen Arbeit­
geber mit gleichartigen Arbeiten beschäf­
tigt wird.

— Im Vereinigten Königreich habe die
Mehrzahl der Kollektivverträge des öffent­
lichen Sektors die Lohndiskriminierun­

gen beseitigt.

Im privaten Sektor sehe das Gesetz von
1970 über die Gleichheit des Entgelts
(Equal Pay Act 1970) die Beseitigung al­
ler Diskriminierungen in den Kollektiv­
verträgen bis Ende 1975 vor. Es erkenne
den Anspruch auf gleichen Lohn den
Frauen zu, die mit Arbeiten beschäftigt
werden, die den von Männern verrichte­
ten gleichen oder gleichwertig sind, fer­
ner den Frauen, die mit Arbeiten beschäf­
tigt werden, die zwar von den von Män­
nern verrichteten verschieden sind, de­
nen aber in einem System der Arbeits­
platzbewertung („job evaluation") der
„gleiche Wert" beigemessen worden ist.
Das Gesetz verbiete auch alle Diskrimi­

nierungen in Kollektivverträgen, Be­
schlüssen zur Lohnfestsetzung und Syste­
men der Entgeltfestsetzung, die von Ar­
beitgebern aufgestellt werden. Von Ende
1975 an solle jede Frau, die sich in ihren
Rechten verletzt fühle, ihre Ansprüche
vor den zuständigen Gerichten geltend
machen können, ohne jedoch rückständi­
ges Entgelt nachfordern zu können.

e) Schon aus dem Wortlaut von Artikel
119 gehe hervor, daß die daraus fließen­
den Verpflichtungen den Mitgliedstaaten
oblägen und daß der nationale Gesetzge­
ber zuständig sei, diese Bestimmung in
das interne Recht aufzunehmen.

Diese Feststellung bedeute aber keines­
wegs, daß die Kommission der Auffas­
sung sei, sie brauche nicht nach Artikel
169 gegen einen Mitgliedstaat vorzuge­
hen, der die ihm von Artikel 119 aufer­
legte Verpflichtung nicht beachtet.
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Die Tatsache, daß die Durchführung von
Artikel 119 in die Zuständigkeit der Mit­
gliedstaaten falle, lasse eine Angleichung
ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten, welche die harmonische Anwendung
des Grundsatzes der Lohngleichheit in
der gesamten Gemeinschaft gewährleiste,
nicht weniger dringlich erscheinen. Der
Rat sei daher zuständig, aufgrund von Ar­
tikel 100 des Vertrages eine Richtlinie
zur Angleichung derjenigen Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten zu erlassen,
deren Uneinheitlichkeit sich unmittelbar

auf die Errichtung und das Funktionie­
ren des gemeinsamen Marktes auswirke.
Dies sei die Rechtfertigung für die Richt­
linie 75/117.

Diese Richtlinie erstrecke sich nicht nur

auf die Gleichheit des Entgelts bei glei­
cher Arbeit, sondern sie entspreche auch
den Bestimmungen der Konvention Nr.
100 der Internationalen Arbeitsorganisa­
tion; der Begriff „gleichwertige Arbeit"
gehe aber nach Auffassung der Kommis­
sion über den Wortlaut von Artikel 119

hinaus. Die Richtlinie handle ferner von

dem Problem der beruflichen Eingruppie­
rungen und bestimme hierzu, daß das
System für männliche und weibliche Ar­
beitnehmer auf die gleichen Merkmale
abstellen müsse. Endlich erlege sie den
Arbeitgebern Pflichten zur Unterrichtung
und zum Schutz der Arbeitnehmer auf,
die nicht ausdrücklich in Artikel 119 vor­

gesehen seien. Es sei daher angezeigt er­
schienen, den Mitgliedstaaten eine einjäh­
rige Frist einzuräumen, um es ihnen zu
ermöglichen, das zum Vollzug der Richt­
linie Notwendige zu tun.

Fräulein Defrenne macht Bemerkungen
zu den Antworten der Kommission und

der Regierungen Irlands und des Ver­
einigten Königreichs auf die Fragen des
Gerichtshofes.

a) Der Begriff Entgelt finde sich auch
in Artikel 48 EWG-Vertrag; es sei schwer
einzusehen, warum dieser Begriff, den
Artikel 119 präzisiere und umreiße, Defi­
nitionsschwierigkeiten bereiten solle,
wenn es sich um Arbeitnehmerinnen

handelt, nicht aber, wenn es sich um
Wanderarbeitnehmer handelt.

Der Begriff „gleiche Arbeit" bereite im
vorliegenden Fall keine Schwierigkeiten;
es stehe fest, daß die Arbeit der Bordste­
wardeß mit der des Pursers identisch sei.

b) Die juristische Überzeugungskraft
der Argumentation der Kommission sei
zweifelhaft: Die Unterscheidung zwi­
schen dem privaten und dem öffentli­
chen Sektor, welche die Kommission vor­
nehme, führe rechtlich zu einer Ver­
mengung des Sachverhalts mit seinem
Beweis.

Diese Unterscheidung schaffe zudem
eine neue Diskriminieurng, da den Ar­
beitnehmerinnen des öffentlichen Sek­

tors die unmittelbare Geltung von Arti­
kel 119 zugute komme, während die des
privaten Sektors diese Rechtsgarantie ent­
behren müßten, bis die Mitgliedstaaten
den Grundsatz der Gleichheit des Ent­

gelts in ihre interne Rechtsordnung auf­
genommen hätten.

c) Daraus, daß die Entschließung der
Konferenz der Mitgliedstaaten vom 30.
Dezember 1961 den Vertrag nicht wirk­
sam habe ändern können, müßten die
rechtlichen Schlußfolgerungen gezogen
werden. Diese Entschließung habe nicht
nur die in Artikel 8 EWG-Vertrag vorge­
sehenen Stufen ändern wollen, sie hätte
auch, wenn sie als gültig angesehen
würde, die Beseitigung der vom Vertrag
vorgesehenen Kontrollmechanismen und
Sanktionen zur Folge.

d) Was die Durchführungsmaßnahmen
der Mitgliedstaaten zu Artikel 119 anbe­
lange, so könnten Verfassungsvorschrif­
ten, Gesetze und Verordnungen aus der
Zeit vor Inkrafttreten des Vertrages nicht
als solche angesehen werden. In Belgien
seien nur Artikel 14 des Arrêté royal Nr.
40 vom 27. Oktober 1967 und der im

Conseil national du travail ausgehandelte
Kollektivvertrag als allgemeine Durchfüh­
rungsmaßnahmen zu Artikel 119 angese­
hen worden.
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e) Was die Initiativen der Kommission
anbelange, so könne mán sich fragen, aus
welchen Gründen sie von ihren Befugnis­
sen aus den Artikeln 155 und 169 so

schüchtern und so spät Gebrauch ge­
macht habe.

f) Im Zusammenhang mit der Abschät­
zung der Belastungen, die sich für Groß­
britannien und Irland aus der Durchfüh­

rung des Grundsatzes des gleichen Ent­
gelts ergeben würden, sei auch zu beden­
ken, daß die zu findende Lösung auch
gegenüber einem Land wie Dänemark
ausgewogen sein müsse, in dem der
Grundsatz schon vor längerer Zeit in grö­
ßerem Umfang in Kraft gesetzt worden
sei.

Die Zahlenangaben über die Kosten, die
entstehen würden, wenn Artikel 119 rück­
wirkend unmittelbare Geltung zuerkannt
würde, seien mit Vorbehalt aufzuneh­
men. Sie verschleierten zudem das wahre

Problem. Das Beispiel Dänemarks zeige,
daß die Wirtschaft nicht durch die Be­

schäftigung besser entlohnter Frauen in
Gefahr gerate.

g) Der Gerichtshof könne seiner Rechts­
prechung das entnehmen, was es ihm
ermögliche, eine einfache und klare Lö­
sung zu finden, welche die Rechtssicher­
heit für den europäischen Rechtsbürger
wiederherstelle.

IV — Mündliches Verfahren

Fräulein Defrenne, die Klägerin des Aus­
gangsverfahrens, vertreten durch Rechts­
anwältin Marie Thérèse Cuvelliez, zugelas­
sen in Brüssel, die Firma Sabena, Be­
klagte des Ausgangsverfahrens, vertreten
durch Rechtsanwalt Philippe de Keyser,
zugelassen in Brüssel, die Regierung des
Vereinigten Königreichs, vertreten durch
barrister Peter Denys Scott, die Regie­
rung von Irland, vertreten durch Chief
State Solicitor Liam J. Lysaght, und die
Kommission, vertreten durch ihre Rechts­
beraterin Marie-Josée Jonczy, haben in
der Sitzung vom 3. Dezember 1975
mündliche Ausführungen gemacht.

Die Firma Sabena hat ausgeführt, Arti­
kel 119 beinhalte eindeutig eine Ver­
pflichtung der einzelnen Mitgliedstaaten,
begründe aber aus sich heraus nicht un­
mittelbar Rechte und Pflichten für deren

Staatsangehörige, weder für Arbeitgeber
noch für Arbeitnehmer. Diese Feststel­

lung ergebe sich aus seinem Wortlaut
und daraus, daß er einerseits den Mit­
gliedstaaten eine Frist — die übrigens
nachträglich bis zum 31. Dezember 1964
verlängert worden sei — einräume, um
die Anwendung des Grundsatzes des glei­
chen Entgelts für Männer und Frauen
sicherzustellen, und ihnen andererseits
gebiete, diesen Grundsatz „in der Folge
bei(zu)behalten". Diese Verpflichtung
hätte keinen Sinn, wenn Artikel 119 den
Arbeitnehmern schon für sich allein, un­
abhängig von allen nationalen Vorschrif­
ten unmittelbar das Recht einräumte, die
Beachtung des Gleichheitssatzes, unter
Umständen mit einer Klage vor dem zu­
ständigen Gericht, zu verlangen. Der bel­
gische Staat habe, um der ihm von Arti­
kel 119 auferlegten Verpflichtung nachzu­
kommen, notwendigerweise eine Rechts­
vorschrift in sein internes Recht aufneh­

men müssen, die den Grundsatz des glei­
chen Entgelts verwirkliche; dies sei einer
der Zwecke des Arrêté royal Nr. 40 vom
24. Oktober 1967.

Zum Rechtsstatus der Sabena sei festzu­

stellen, daß diese eine Aktiengesellschaft
privaten Rechts sei, die dem belgischen
Gesetz über die Handelsgesellschaften
unterworfen sei. Ihr sei ein öffentlicher

Dienst durch Konzession übertragen und
ihre Geschäftsanteile befänden sich zur

sehr großen Mehrheit in der Hand des
belgischen Staates; dennoch bleibe sie
eine privatrechtliche Gesellschaft und
ihre Rechtsbeziehungen zu ihrem Perso­
nal seien nicht in einem Statut mit Ver­

ordnungscharakter, das einseitig erlassen
wäre, sondern durch privatrechtliche Ver­
träge geregelt.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 10. März 1976
vorgetragen.
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Entscheidungsgründe

1 Durch Urteil vom 23. April 1975, bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan­
gen am 2. Mai 1975, hat die Cour du travail Brüssel aufgrund von Artikel 177
EWG-Vertrag zwei Fragen gestellt, welche die Geltung und die Durchführung
des den Grundsatz des gleichen Entgelts für männliche und weibliche Arbeit­
nehmer bei gleicher Arbeit behandelnden Artikels 119 EWG-Vertrag betref­
fen.

2/3 Diese Fragen sind in einem Rechtsstreit zwischen einer Bordstewardeß und
ihrer Arbeitgeberin, der Aktiengesellschaft Sabena, aufgeworfen worden, der
einen Entschädigungsanspruch der Klägerin dafür zum Gegenstand hat, daß
sie in der Zeit vom 15. Februar 1963 bis zum 1. Februar 1966 als Arbeitneh­

merin Opfer einer Lohndiskriminierung gegenüber ihren männlichen Kolle­
gen gewesen sei, die als „Purser" die gleiche Arbeit verrichtet hätten. Laut
dem Vorlageurteil sind die Parteien darüber einig, daß eine Bordstewardeß die
gleiche Arbeit leistet wie ein Purser; ferner ist unstreitig, daß in der fraglichen
Zeit eine Lohndiskriminierung zum Nachteil der Bordstewardessen bestan­
den hat.

Zur ersten Frage (unmittelbare Geltung von Artikel 119)

4/6 Die erste Frage geht dahin, ob Artikel 119 des Vertrages „für sich allein den
Grundsatz der Gleichheit des Arbeitsentgelts für männliche und weibliche
Arbeitnehmer bei gleicher Arbeit unmittelbar in das innerstaatliche Recht der
einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft ein [führt]" und ob
er „daher den Arbeitnehmern unabhängig von allen innerstaatlichen Rechts­
vorschriften das Recht [verleiht], vor den innerstaatlichen Gerichten Klage zu
erheben, um zu erreichen, daß dieser Grundsatz gewahrt wird". Für den Fall
der Bejahung dieser Frage wird ferner gefragt, von welchem Zeitpunkt an
ihm diese Geltung zuzuerkennen sei. Dieser letzte Teil der ersten Frage ist
zusammen mit der zweiten Frage zu beantworten.

7 Bei der Beantwortung der Frage nach der unmittelbaren Geltung von Artikel
119 ist auf das Wesen des Grundsatzes des gleichen Entgelts, auf das Ziel die­
ser Bestimmung und auf ihren Platz im System des Vertrages abzustellen.
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8/11 Artikel 119 dient einem doppelten Zweck. Einerseits soll er mit Rücksicht auf
den unterschiedlichen Entwicklungsstand der Sozialgesetzgebung in den ein­
zelnen Mitgliedstaaten verhindern, daß die in denjenigen Mitgliedstaaten, die
den Grundsatz der Entgeltgleichheit tatsächlich verwirklicht haben, ansässi­
gen Unternehmen im innergemeinschaftlichen Wettbewerb gegenüber den
Unternehmen benachteiligt werden, die in Staaten ansässig sind, welche die
Lohndiskriminierung zum Nachteil der weiblichen Arbeitskräfte noch nicht
beseitigt haben. Andererseits dient diese Bestimmung den sozialen Zielen der
Gemeinschaft, die sich ja nicht auf eine Wirtschaftsunion beschränkt, son­
dern, wie die Präambel des Vertrages hervorhebt, zugleich durch gemeinsames
Vorgehen den sozialen Fortschritt sichern und die ständige Besserung der Le­
bens- und Beschäftigungsbedingungen der europäischen Völker anstreben
soll. Diese Zweckbestimmung wird dadurch betont, daß Artikel 119 in das
der Sozialpolitik gewidmete Kapitel aufgenommen wurde, dessen einleitende
Bestimmung, Artikel 117, hinweist auf die „Notwendigkeit..., auf eine Ver­
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte hinzuwir­
ken und dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu ermög­
lichen".

12 Aus dieser doppelten, wirtschaftlichen und sozialen Zweckbestimmung folgt,
daß der Grundsatz des gleichen Entgelts zu den Grundlagen der Gemein­
schaft gehört.

13 Diese Erwägung ist übrigens die Erklärung dafür, daß der Vertrag die volle
Anwendung dieses Grundsatzes schon vom Ende der ersten Stufe der Über­
gangszeit an vorgeschrieben hat.

14/15 Daher kann bei der Auslegung dieser Bestimmung nichts aus den Langsam­
keiten und Widerständen hergeleitet werden, welche die tatsächliche Anwen­
dung dieses wesentlichen Grundsatzes in einigen Mitgliedstaaten verzögert
haben. Insbesondere erlaubt es die Verknüpfung des Artikels 119 mit der Ver­
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen auf dem Wege des Fort­
schritts, den Einwand zurückzuweisen, daß dieser Artikel auf andere Weise als
durch eine Anhebung der niedrigeren Löhne und Gehälter befolgt werden
könne.

16/20 Laut Artikel 119 Absatz 1 sind die Mitgliedstaaten gehalten, „den Grundsatz
des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit" anzuwen­
den und beizubehalten. Die Absätze 2 und 3 des Artikels fügen eine Reihe
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näherer Erläuterungen der in Absatz 1 gebrauchten Begriffe Entgelt und Ar­
beit hinzu. Für die Anwendung dieser Bestimmungen ist innerhalb des gesam­
ten Anwendungsbereichs von Artikel 119 ein Unterschied zu machen zwi­
schen einerseits den unmittelbaren, offenen Diskriminierungen, die sich
schon an Hand der in der Vorschrift verwendeten Merkmale gleiche Arbeit
und gleiches Entgelt allein feststellen lassen, und andererseits den mittelba­
ren, versteckten Diskriminierungen, die nur nach Maßgabe eingehenderer
gemeinschaftsrechtlicher oder innerstaatlicher Durchführungsvorschriften fest­
gestellt werden können. Denn es darf nicht verkannt werden, daß in bestimm­
ten Fällen angemessene gemeinschaftsrechtliche und innerstaatliche Maßnah­
men erforderlich sein können, wenn das Ziel des Artikels 119 durch die Be­

seitigung aller unmittelbaren und mittelbaren Diskriminierungen zwischen
weiblichen und männlichen Arbeitnehmern nicht nur auf der Ebene der ein­

zelnen Unternehmen, sondern auch auf der ganzer Gewerbezweige und der
der gesamten Wirtschaft erreicht werden soll. Diese Betrachtungsweise drängt
sich umso mehr auf, als die auf diesem Gebiet ergangenen Rechtsakte der
Gemeinschaft, auf die bei der Antwort auf die zweite Frage eingegangen wer­
den soll, in Vollzug von Artikel 119 über das Merkmal „gleiche Arbeit" im
strengen Sinne hinausgehen, womit sie namentlich den Bestimmungen der
Konvention Nr. 100 der Internationalen Arbeitsorganisation von 1951 über
die Gleichheit des Entgelts entsprechen, die in ihrem Artikel 2 die Gleichheit
des Entgelts für „gleichwertige Arbeit" ins Auge faßt.

21/24 Zu den unmittelbaren Diskriminierungen, die sich anhand der in Artikel 119
verwendeten Merkmale allein feststellen lassen, sind namentlich diejenigen zu
rechnen, die sich aus Rechtsvorschriften oder Kollektivverträgen ergeben und
die durch rein rechtliche Untersuchungen ermittelt werden können. Ferner
gehört hierher der Fall ungleichen Entgelts für männliche und weibliche Ar­
beitnehmer bei gleicher Arbeit in einem und demselben öffentlichen oder pri­
vaten Dienst oder Betrieb. In diesen Fällen ist der Richter — wie es die im

Vorlageurteil getroffenen Feststellungen beweisen — in der Lage, alle die Tat­
sachenfeststellungen zu treffen, die es ihm ermöglichen zu beurteilen, ob eine
Arbeitnehmerin ein geringeres Entgelt bezieht als ein mit der gleichen Arbeit
betrauter Arbeitnehmer. Zumindest in diesen Fällen ist Artikel 119 unrnittel­

barer Anwendung fähig und kann also für die Rechtsbürger Rechte begrün­
den, welche die Gerichte zu gewährleisten haben.

25/26 Übrigens beschränken sich, was die unmittelbaren Diskriminierungen bei glei­
cher Arbeit betrifft, die zur Anwendung des Grundsatzes des gleichen Ent­
gelts ergangenen nationalen Rechtsvorschriften in der Regel darauf, die Vor­
schrift von Artikel 119 dem Sinne nach zu wiederholen. In dieser Hinsicht ist
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die belgische Rechtsvorschrift besonders bezeichnend: Artikel 14 des Arrêté
royal Nr. 40 vom 24. Oktober 1967 über die Frauenarbeit bestimmt lediglich,
daß alle Arbeitnehmerinnen das Recht haben, vor dem zuständigen Gericht
auf Anwendung des in Artikel 119, auf den einfach verwiesen wird, aufgestell­
ten Grundsatzes des gleichen Entgelts zu klagen.

27 Gegen dieses Ergebnis läßt sich aus dem Wortlaut von Artikel 119 nichts her­
leiten.

28/29 Zunächst kann nicht gegen die unmittelbare Geltung ins Feld geführt wer­
den, daß der Artikel das Wort „Grundsatz" gebraucht; denn dieser Ausdruck
dient nach dem Sprachgebrauch des Vertrages eben gerade dazu, bestimmte
Vorschriften als grundlegende Bestimmungen zu kennzeichnen, wie zum Bei­
spiel die Überschrift des den „Grundsätzen" gewidmeten Ersten Teils des Ver­
trages und Artikel 113 zeigen, laut dem die Handelspolitik der Gemeinschaft
nach „einheitlichen Grundsätzen" gestaltet wird. Wollte man diesen Begriff
soweit abschwächen, daß er nur noch den Rang eines unbestimmten Hinwei­
ses hätte, würden somit mittelbar die Grundlagen der Gemeinschaft und die
Kohärenz ihrer auswärtigen Beziehungen in Mitleidenschaft gezogen.

30/34 Auch daraus, daß Artikel 119 ausdrücklich nur die Mitgliedstaaten anspricht,
läßt sich kein Einwand herleiten; denn wie der Gerichtshof schon in anderen
Zusammenhängen festgestellt hat, schließt die Tatsache, daß bestimmte Ver­
tragsvorschriften ausdrücklich die Mitgliedstaaten ansprechen, nicht aus, daß
zugleich allen an der Einhaltung der so umschriebenen Pflichten interessier­
ten Privatpersonen Rechte verliehen sein können. Schon dem Wortlaut von
Artikel 119 ist zu entnehmen, daß dieser den Staaten eine Ergebnispflicht auf­
erlegt, die zwingend innerhalb einer bestimmten Frist zu erfüllen war. Diese
Bestimmung darf in ihrer Wirksamkeit nicht dadurch beeinträchtigt werden,
daß einige Mitgliedstaaten die ihnen vom Vertrag auferlegte Verpflichtung
nicht erfüllt haben und daß die Gemeinschaftsorgane gegen diese Untätigkeit
nicht mit der erforderlichen Schärfe eingeschritten sind. Wollte man das Ge­
genteil annehmen, so würde man Gefahr laufen, die Rechtsverletzung zur Aus­
legungsregel zu erheben, was der Gerichtshof nicht tun könnte, ohne sich zu
der ihm von Artikel 164 des Vertrages zugewiesenen Aufgabe in Widerspruch
zu setzen.

35 Endlich spricht Artikel 119 die Mitgliedstaaten in der Ausübung derjenigen
ihrer Funktionen an, die einen nützlichen Beitrag zur Verwirklichung des
Grundsatzes des gleichen Entgelts leisten können.
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36 Anders als im Verfahren ausgeführt wurde, ist diese Bestimmung somit weit
davon entfernt, sich in einer Verweisung auf die Zuständigkeit der nationalen
gesetzgebenden Gewalten zu erschöpfen.

37 Hiernach kann die Bezugnahme auf die Mitgliedstaaten in Artikel 119 nicht
in dem Sinne verstanden werden, daß sie es ausschlösse, daß die rechtspre­
chende Gewalt in unmittelbarer Anwendung des Vertrages tätig wird.

38/39 Ebenso unhaltbar ist der Einwand, daß die Anwendung des Grundsatzes des
gleichen Entgelts durch die innerstaatlichen Gerichte Vereinbarungen ändern
würde, welche die Vertragsparteien in Ausübung ihrer privaten oder berufs­
ständischen Autonomie getroffen haben, wie individuelle oder kollektive Ar­
beitsverträge; denn da Artikel 119 zwingenden Charakter hat, ist das Verbot
von Diskriminierungen zwischen männlichen und weiblichen Arbeitnehmern
nicht nur für die öffentlichen Behörden verbindlich, sondern es erstreckt sich
auch auf alle, die abhängige Erwerbstätigkeit kollektiv regelnden Tarifverträge
und alle Verträge zwischen Privatpersonen.

40 Hiernach ist auf die erste Frage zu antworten: Auf den in Artikel 119 aufge­
stellten Grundsatz des gleichen Arbeitsentgelts können sich die Betroffenen
vor den innerstaatlichen Gerichten berufen. Diese Gerichte sind verpflichtet,
die Rechte zu schützen, die diese Bestimmung den Rechtsbürgern verleiht;
dies gilt insbesondere im Fall von Diskriminierungen, die ihren Ursprung
unmittelbar in Rechtsvorschriften oder in Kollektivverträgen haben, sowie in
dem Falle, daß weibliche und männliche Arbeitnehmer für die gleiche Arbeit
im gleichen privaten oder öffentlichen Betrieb oder Dienst ein ungleiches
Entgelt erhalten.

Zur zweiten Frage (Durchführung von Artikel 119 und Zustän­
digkeiten der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten hierfür)

41 Die zweite Frage geht dahin, ob Artikel 119 „nach Maßgabe von Rechtsakten
der Gemeinschaftsbehörden im innerstaatlichen Recht der Mitgliedstaaten
anwendbar" geworden ist, oder ob „anzunehmen ist, daß auf diesem Gebiet
der innerstaatliche Gesetzgeber ausschließlich zuständig ist".

42 Wie schon oben gesagt wurde, ist mit dieser Frage die Frage zu verbinden,
von welchem Zeitpunkt an Artikel 119 unmittelbare Geltung zuzuerkennen
ist.
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43 Um diese Frage zu klären, ist zunächst die zeitliche Reihenfolge der Rechts­
akte festzustellen, die auf Gemeinschaftsebene zur Durchführung der auszule­
genden Bestimmung ergangen sind.

44/46 Nach dem Wortlaut des Artikels 119 selbst war der Grundsatz des gleichen
Entgelts spätestens vom Ende der ersten Stufe der Übergangszeit an einheit­
lich anzuwenden. Aus den Auskünften der Kommission ergibt sich jedoch,
daß bei der Durchführung dieses Grundsatzes beträchtliche sachliche und zeit­
liche Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten festzustellen sind.
Während er in einigen Mitgliedstaaten im wesentlichen schon vor Inkrafttre­
ten des Vertrages verwirklicht war, sei es durch ausdrückliche Verfassungs­
oder Gesetzesvorschriften, sei es durch soziale Praktiken, die in kollektiven
Tarifverträgen niedergelegt waren, hat seine volle Verwirklichung in anderen
Mitgliedstaaten lange Verzögerungen erfahren.

47/48 In dieser Lage haben die Mitgliedstaaten am 30. Dezember 1961, am Tage vor
Ablauf der in Artikel 119 bestimmten Frist, eine Entschließung über die An­
gleichung der Löhne für Männer und Frauen gefaßt, die den materiellen In­
halt des Grundsatzes des gleichen Entgelts in bestimmter Hinsicht präzisierte,
dabei aber seine Durchführung nach Maßgabe eines Stufenplans verzögerte.
Nach dieser Entschließung hätten alle unmittelbaren und mittelbaren Diskri­
minierungen bis zum 31. Dezember 1964 vollständig beseitigt sein müssen.

49/51 Nach den Auskünften der Kommission sind indessen mehrere der ursprüngli­
chen Mitgliedstaaten dieser Entschließung nicht nachgekommen. Aus diesem
Grunde hat die Kommission im Rahmen der ihr von Artikel 155 des Vertra­

ges übertragenen Aufgaben die Vertreter der Regierungen und die Sozialpart­
ner zusammengerufen, um die Lage zu prüfen und die Maßnahmen zu verein­
baren, die den Fortschritt zur vollen Erreichung des in Artikel 119 aufgestell­
ten Zieles fördern sollten. Diese Arbeiten haben zu mehreren aufeinanderfol­

genden Berichten über die Lage in den ursprünglichen Mitgliedstaaten ge­
führt, deren jüngster das Datum des 18. Juli 1973 trägt. Er gibt einen Über­
blick über die Entwicklung des Problems und enthält am Schluß die Erklä­
rung der Kommission, sie wolle aufgrund von Artikel 169 des Vertrages Ver­
fahren wegen Vertragsverletzung gegen diejenigen Mitgliedstaaten einleiten,
die bis zu dem angegebenen Tage ihre Verpflichtungen aus Artikel 119 noch
nicht erfüllt hatten. Diese Warnung blieb indessen ohne Folgen.

52 Nach ähnlichen Gesprächen mit den zuständigen Behörden der neuen Mit­
gliedstaaten erklärte die Kommission in ihrem Bericht vom 17. Juli 1974,
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Artikel 119 sei seit dem 1. Januar 1973 voll anwendbar, was diese Staaten an­
belange, und diese befänden sich somit seit diesem Tage in der gleichen Lage
wie die ursprünglichen Mitgliedstaaten.

53/55 Um die vollständige Durchführung von Artikel 119 zu beschleunigen, hat der
Rat seinerseits am 10. Februar 1975 die Richtlinie 75/117 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Anwendung des Grundsat­
zes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen (ABl. 1975, L 45, S. 19) erlas­
sen. Diese Richtlinie präzisiert die materielle Tragweite des Artikels 119 in
einigen Punkten und sieht zudem verschiedene Bestimmungen vor, die im
wesentlichen den Rechtsschutz für Arbeitnehmer bei Verletzung ihrer Rechte
durch Nichtanwendung des in Artikel 119 aufgestellten Grundsatzes des glei­
chen Entgelts verbessern sollen. Artikel 8 der Richtlinie räumt den Mitglied­
staaten eine einjährige Frist ein, um die entsprechenden Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften in Kraft zu setzen.

56/58 Aus den ausdrücklichen Bestimmungen von Artikel 119 geht hervor, daß der
Grundsatz des gleichen Entgelts für männliche und weibliche Arbeitnehmer
bei Ablauf der ersten Stufe der Übergangszeit, also vom 1. Januar 1962 an,
voll und unumkehrbar angewandt werden mußte. Die Entschließung der Mit­
gliedstaaten vom 30. Dezember 1961 konnte unbeschadet der Wirkungen, die
sie gehabt hat, soweit sie die vollständige Durchführung von Artikel 119 för­
dern und beschleunigen sollte, den vom Vertrag festgelegten Endtermin nicht
wirksam ändern; denn Änderungen des Vertrages sind — vorbehaltlich etwai­
ger Sondervorschriften — nur im Wege des Änderungsverfahrens nach Arti­
kel 236 möglich.

59 Ferner ergibt sich aus dem Vorstehenden, daß der Grundsatz des gleichen Ent­
gelts, was die neuen Mitgliedstaaten betrifft, seit Inkrafttreten des Beitrittsver­
trages, also seit dem 1. Januar 1973, voll wirksam ist, da Übergangsbestim­
mungen fehlen.

60 An dieser Rechtslage hat die nach den Vorschriften von Artikel 100 über die
Angleichung der Rechtsvorschriften ergangene Richtlinie 75/117 nichts geän­
dert, die durch eine Reihe auf nationaler Ebene zu ergreifende Maßnahmen
die sachgerechte Anwendung von Artikel 119, insbesondere der Beseitigung
der mittelbaren Diskriminierungen, fördern soll, aber die Wirksamkeit dieses
Artikels oder seinen zeitlichen Geltungsbereich nicht ändern konnte.
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61/64 Artikel 119 spricht ausdrücklich die Mitgliedstaaten an und erlegt ihnen die
Verpflichtung auf, den Grundsatz des gleichen Entgelts spätestens bei Ablauf
einer bestimmten Frist anzuwenden und in der Folge beizubehalten; diese
von den Mitgliedstaaten übernommene Verpflichtung schließt aber eine Zu­
ständigkeit der Gemeinschaft auf diesem Gebiet nicht aus. Im Gegenteil, das
Bestehen einer Gemeinschaftszuständigkeit ergibt sich daraus, daß Artikel
119 den Zielen dient, die der Vertrag mit seiner „Sozialpolitik" verfolgt, von
der Titel III handelt, der seinerseits in den der „Politik der Gemeinschaft"
gewidmeten Dritten. Teil eingefügt ist. Da Artikel 119 nicht ausdrücklich auf
die Rolle hinweist, welche die Gemeinschaft etwa bei der Durchführung der
Sozialpolitik zu spielen hat, muß auf das allgemeine System des Vertrages und
auf die Mittel abgestellt werden, die er in den Artikeln 100, 155 und unter
Umständen 235 bereit hält. Keine Durchführungsvorschrift, mag sie von den
Gemeinschaftsorganen oder den innerstaatlichen Organen erlassen sein, ver­
mag indessen der unmittelbaren Geltung Abbruch zu tun, wie sie Artikel 119
nach dem oben zur ersten Frage Gesagten zukommt.

65 Nach allem ist auf die zweite Frage zu antworten: Die ursprünglichen Mit­
gliedstaaten hatten Artikel 119 schon seit dem 1. Januar 1962, dem Beginn
der zweiten Stufe der Übergangszeit, voll anzuwenden, und die neuen Mit­
gliedstaaten haben die gleiche Pflicht seit dem 1. Januar 1973, dem Zeit­
punkt des Inkrafttretens des Beitrittsvertrags.

66 Die Entschließung der Mitgliedstaaten vom 30. Dezember 1961 hat an dem
erstgenannten Termin nichts geändert.

67 Die Richtlinie 75/117 tut der unmittelbaren Geltung, wie sie Artikel 119 ge­
mäß der Antwort auf die erste Frage zukommt, keinen Abbruch; die in dieser
Richtlinie gesetzte Frist hat keinen Einfluß auf die in Artikel 119 EWG-Ver­
trag beziehungsweise im Beitrittsvertrag festgelegten Termine.

68 Auch in den Bereichen, in denen Artikel 119 etwa keine unmittelbare Wir­
kung haben sollte, kann diese Bestimmung nicht in dem Sinne ausgelegt wer­
den, daß sie dem innerstaatlichen Gesetzgeber eine ausschließliche Zuständig­
keit für die Durchführung des Grundsatzes des gleichen Arbeitsentgelts vorbe­
hielte; soweit erforderlich, können zur Durchführung dieses Grundsatzes ge­
meinschaftsrechtliche und innerstaatliche Rechtsvorschriften erlassen werden.
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Zum zeitlichen Geltungsbereich des vorliegenden Urteils

69/70 Die Regierungen Irlands und des Vereinigten Königreichs haben auf die wirt­
schaftlichen Folgen hingewiesen, die sich aus einer Entscheidung des Ge­
richtshofes, den Vorschriften von Artikel 119 unmittelbare Geltung zuzuer­
kennen, deshalb ergeben könnten, weil eine solche Entscheidung in zahlrei­
chen Wirtschaftszweigen Ansprüche auslösen würde, die rückwirkend auf den
Tag des Eintritts dieser Geltung erhoben werden könnten. Wegen der großen
Zahl der in Betracht kommenden Personen könnten diese Ansprüche, die für
die Unternehmen nicht vorhersehbar gewesen seien, ernste Auswirkungen auf
die finanzielle Lage der Unternehmen haben und einige von ihnen in den
Konkurs treiben.

71/73 Es trifft zwar zu, daß bei allen gerichtlichen Entscheidungen ihre praktischen
Auswirkungen sorgfältig erwogen werden müssen; dies darf aber nicht soweit
gehen, daß die Objektivität des Rechts gebeugt und seine zukünftige Anwen­
dung unterbunden wird, nur weil eine Gerichtsentscheidung für die Vergan­
genheit gewisse Auswirkungen haben kann. Indessen ist angesichts des Ver­
haltens mehrerer Mitgliedstaaten und der Haltung der Kommission, die den
interessierten Kreisen wiederholt bekanntgegeben wurde, ausnahmsweise dem
Umstand Rechnung zu tragen, daß die Betroffenen dazu veranlaßt wurden,
lange Zeit Praktiken beizubehalten, die Artikel 119 zuwiderliefen, aber nach
ihrem nationalen Recht nicht verboten waren. Die Tatsache, daß die Kommis­
sion trotz der ausgesprochenen Warnungen gegen die betroffenen Mitglied­
staaten nicht mit der Klage wegen Vertragsverletzung nach Artikel 169 vorge­
gangen ist, war dazu angetan, einen unrichtigen Eindruck von den Wirkun­
gen des Artikels 119 zu verfestigen.

74/75 Bei dieser Sachlage ist festzustellen, daß angesichts der Unbekanntheit des
Gesamtbetrags der in Betracht kommenden Entgelte zwingende Erwägungen
der Rechtssicherheit, die sich aus der Gesamtheit der beteiligten öffentlichen
und privaten Interessen ergeben, es grundsätzlich ausschließen, die Entgelte

für in der Vergangenheit liegende Zeiträume noch in Frage stellen zu lassen.
Soweit nicht Arbeitnehmer bereits Klage erhoben oder einen entsprechenden
Rechtsbehelf eingelegt haben, können daher auf die unmittelbare Geltung
von Artikel 119 keine Ansprüche gestützt werden, die vor dem Tage der Ver­
kündung dieses Urteils liegende Lohn- oder Gehaltsperioden betreffen.

Kosten

76/77 Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklä­
rungen vor dem Gerichtshof abgegeben hat, sind nicht erstattungsfähig. Für
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die Parteien des Ausgangsrechtsstreits ist das Verfahren vor dem Gerichtshof
ein Zwischenstreit in dem vor der Cour du travail Brüssel anhängigen Rechts­
streit; die Kostenentscheidung obliegt daher diesem Gericht.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm von der Cour du travail Brüssel mit Urteil vom 23. April 1975 vor­
gelegten Fragen für Recht erkannt:

1. Auf den in Artikel 119 EWG-Vertrag aufgestellten Grundsatz
der Gleichheit des Arbeitsentgelts für männliche und weib­
liche Arbeitnehmer können sich die Betroffenen vor den inner­

staatlichen Gerichten berufen. Diese Gerichte sind verpflich­
tet, die Rechte zu schützen, welche die genannte Bestimmung
den Rechtsbürgern verleiht; dies gilt insbesondere im Fall von
Diskriminierungen, die ihren Ursprung unmittelbar in Rechts­
vorschriften oder in Tarifverträgen haben, sowie in dem Falle,
daß weibliche und männliche Arbeitnehmer für die gleiche
Arbeit im gleichen privaten oder öffentlichen Betrieb oder
Dienst ein ungleiches Entgelt erhalten.

2. Die ursprünglichen Mitgliedstaaten hatten Artikel 119 schon
seit dem 1. Januar 1962, dem Beginn der zweiten Stufe der
Übergangszeit, voll anzuwenden, die später hinzugekommenen
Mitgliedstaaten haben die gleiche Pflicht seit dem 1. Januar
1973, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Beitrittsvertrags.
Die Entschließung der Mitgliedstaaten vom 30. Dezember 1961
hat an dem erstgenannten Termin nichts geändert.

3. Die Richtlinie 75/117 des Rates tut der unmittelbaren Geltung
von Artikel 119 keinen Abbruch; die in dieser Richtlinie ge­
setzte Frist hat keinen Einfluß auf die in Artikel 119 EWG-Ver­

trag bzw. im Beitrittsvertrag festgelegten Termine.

4. Auch in den Bereichen, in denen Artikel 119 etwa keine unmit­
telbare Wirkung haben sollte, kann diese Bestimmung nicht
in dem Sinne ausgelegt werden, daß sie dem innerstaatlichen
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Gesetzgeber eine ausschließliche Zuständigkeit für die Durch­
führung des Grundsatzes der Gleichheit des Arbeitsentgelts
vorbehielte; soweit erforderlich, können zur Durchführung die­
ses Grundsatzes gemeinschaftsrechtliche und innerstaatliche
Rechtsvorschriften erlassen werden.

5. Soweit nicht Arbeitnehmer bereits Klage erhoben oder einen
entsprechenden Rechtsbehelf eingelegt haben, können auf die
unmittelbare Geltung von Artikel 119 keine Ansprüche ge­
stützt werden, die vor dem Tag der Verkündung dieses Urteils
liegende Lohn- oder Gehaltsperioden betreffen.

Lecourt Kutscher O'Keeffe

Donner Mertens de Wilmars Pescatore Sørensen

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 8. April 1976.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS ALBERTO TRABUCCHI
VOM 10. MÄRZ 1976 <appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Nach den feierlichen Erklärungen,
welche die Staats- bzw. Regierungschefs
im Jahre 1972 in Paris zur Bedeutung
der sozialen Aspekte der europäischen
Integration abgaben, veranlaßt nun eine
Privatperson, eine Arbeitnehmerin, ihre
innerstaatlichen Richter zur Vorlage
einer Vorabentscheidungsfrage über die
Auslegung jener Norm des EWG-Ver-

trags, die den Grundsatz der Gleichbe­
handlung von Mann und Frau in den
Arbeitsbeziehungen festlegt. Eine Frage
von an sich bescheidener finanzieller

Tragweite gibt dem Gerichtshof Gelegen­
heit, einige Aspekte des Schutzes aufzu­
hellen, der den Grundrechten auch im
Rahmen des Gemeinschaftssystems zu­
kommt.

Dies ist die zweite Vorabentscheidungs­
sache, die den Namen von Fräulein G.

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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